Prof. Rolf Wernstedt 

                           Glanz und Elend der Politik in der Finanzkrise
Vortrag vor der Gottfried- Wilhelm- Leibniz- Gesellschaft am 18. 2. 2010 in der Leibnizbibliothek in Hannover (ergänzt um einige aktuelle Entwicklungen bis Ende März 2010)
Es ist ein waghalsiges Unternehmen, als Nicht-Ökonom zu einem so komplexen Thema referieren zu wollen. Ich versuche es von der Politik her, denn es ist das Recht der Politik, von den politischen Folgen gravierender Entscheidungen her zu denken und zu fragen. Dabei spielt es keine Rolle, wie schwer oder undurchdringlich ein Problem zu sein scheint.  Urteilsbildung und Lösungsvorschläge werden trotzdem verlangt, nach Möglichkeit gut durchdachte.

Und es ist Pflicht der Politikwissenschaft, komplexe Sachverhalte sachlich so zu durchdringen, dass darüber auch theoretisch nachvollziehbar diskutiert werden kann. Dabei ist das leitende Erkenntnisinteresse, die Strukturen und Wirkungszusammenhänge relevanter Vorgänge auf ihre politischen Auswirkungen zu thematisieren. 

Politische Wissenschaft muss  sich dazu auch der Methoden und Erkenntnisse anderer Wissenschaften bedienen.

Deshalb ist meine Eingangsthese, dass sich niemand mit  politischem und wissenschaftlichem Interesse der beunruhigenden Frage entziehen darf, was die Finanzkrise ist, welche Folgen sie für die Wirtschaft und andere Bereiche sie generiert und was die Rolle der Politik dabei ist.
Ich möchte das Thema in fünf Schritten angehen:

I.    Was ist geschehen?

II.   Das Eingreifen der Politik (Glanz)
III. Das Elend der Politik
IV. Grundsätzliches
V.  Folgen und Aufgabe der Politik

I. Was ist geschehen?

Es ist üblich geworden, den Beginn der Finanzkrise in den Sommer 2008 zu verlegen, als die USA- Regierung die beiden amerikanischen Immobilienfinanziers Freddie Mac und Fannie Mae praktisch übernahm und am 16. September die Investmentbank Lehmann Brothers ohne staatliche Unterstützung blieb und damit zahlungsunfähig wurde.

Wenn man diesen Vorgang verstehen will, darf man nicht bei den banktechnischen und finanzpolitischen Details verharren, sondern muss ein bisschen früher ansetzen.

Wir müssen wissen, dass die amerikanische Art, Wirtschaft anzukurbeln, nicht über die uns in Deutschland und Europa bekannte Form der Stimulierung von Investitionen durch Kreditvergabe mit hohen Sicherheits- und Haftungsstandards organisiert wird, sondern über die Stimulierung von Konsum. In den USA wird Nachfrage  produziert, indem man Geld für niedrige Zinsen vergibt. Das geschieht durch ziemlich wahllose Vergabe von Kreditkarten, von denen in der Regel jeder mehrere hat und deren tatsächliches Schuldenvolumen kaum berechenbar ist. Außerdem hat seit Ende der 80er Jahre eine nicht unterbrochene Politik der Schaffung von Wohneigentum stattgefunden. Hauskredite bekam in den USA auch derjenige, der keinen Cent Eigenkapital einbrachte und dessen Arbeitseinkommen nicht garantierte, dass er die Kredite zurückzahlen konnte.
Bei einer realistischen Bewertung der Häuser war klar, dass sich die Risiken für die Kreditgeber  kumulierten.

Es stellte sich Anfang der 90er Jahre für die amerikanischen Banken heraus, dass diese Risiken für sie zu groß wurden. Es musste, vereinfacht ausgedrückt, nach Wegen gesucht werden, diese Risiken zu verteilen, nach Möglichkeit über den ganzen Globus. Der Hype der Globalisierung und der allgegenwärtigen Euphorie des weltweiten und offenen Finanzmarktes schuf im Sinne der neoliberalen Theorie die mentalen Voraussetzungen dafür, für einen total freien Handel von Wertpapieren mit möglichst geringer Kontrolle politisch zu streiten.
Für die nicht einlösbaren „faulen“ amerikanischen Häuserkredite und auch andre unsichere Papiere war es nötig, sie handelsfähig zu machen. So kam man in den USA auf die Idee, die Forderungen an die Hauseigentümer und andere Kreditnehmer zusammen mit anderen sicheren Papieren in  neue Papiere zusammen zu packen und diese als neue sog. strukturierte Finanzprodukte“ zu bezeichnen. Entstanden sind sog. Derivate, von denen es inzwischen Zehntausende gibt und deren tatsächlicher Wert so unübersichtlich ist, dass niemand sie wirklich übersehen und beurteilen kann. Diese synthetischen Papiere wurden schließlich über den ganzen Erdball verteilt.
In gleicher Weise funktionieren die Kredit- Ausfall- Versicherungen (CDS). Ihr Volöumen soll im Jahre 2007 einen Umfang von 58 Billionen Dollar betragen haben. Das ist mehr als die gesamte weltweite Wirtschaftsleistung pro Jahr. Diese haben schon vor Ausbruch der Krise 2008 ihre zerstörerische Kraft entfaltet. Diese Papiere sind Spekulationsinstrumente mit höchster Sprengkraft. Sie werden auch gegen ganze Währungen eingesetzt.( vgl. DER SPIEGEL  22. 2. 2010 „Spiel mit höchstem Risiko“, S.64- 8).
Die politischen Voraussetzungen für diese Art von sog. Produkten wurden in den USA, Großbritannien und Deutschland vor allem in den 90er Jahren durchgesetzt, wobei auch die rot- grüne Regierung ihren Teil dazu beigetragen hat (Steuergesetze).
 Diejenigen, die damit am Besten umgehen konnten und die raffiniertesten Verkaufs- und Geschäftsmodelle entwickeln konnten, erhielten sog. Boni, die oberhalb aller bisher bekannten Entgelte für tüchtige Arbeit lagen und liegen. Eine Gesamtaufstellung der in den letzten Jahren gezahlten Boni fehlt noch, sie ist bedeutender als das gesamte Haushaltsvolumen ganzer Staaten.

 Weil diese Banker unter Ausnutzung der legalen, aber ihrem Charakter nach dennoch betrügerischen, auf Ausnutzung des Vertrauens ihrer Kundenbasierenden Möglichkeiten in spekulativen, alle Vierteljahr neu bewerteten Geschäften ungeheuer viel Kapital für ihre Banken zu mobilisieren schienen, wurden sie so unermesslich belohnt. Dies führt bis heute zu empörten moralischen Reaktionen in der Öffentlichkeit und der Politik, ist aber nur Ausdruck eines maroden Systems, nicht ihre Ursache.
 Die zwei eigentlich kritisierenswerten Punkte dabei sind, dass einmal durch diese Art der Vergütung völlig falsche Maßstäbe von Vergütungspraktiken in die Welt gesetzt wurden, die ein verantwortungsloses Elitebewusstsein erzeugten, obwohl es ein eklatantes Eliten- Versagen signalisiert, und dass zweitens angesichts massenhafter Enteignungs- und Verarmungsprozesse im Gefolge der Finanzpraktiken das elementare Gerechtigkeitsempfinden von Millionen von  Menschen fundamental verletzt wurde und wird.  
 Die ersten Kreditgeber kamen durch den Derivat- Verkauf zu schnellem Geld, der Weiterverkauf trieb die spekulativen Werte noch weiter in die Höhe, bis zum Schluss niemand mehr wusste und weiß, wo die Derivate heute alle stecken.

Es setzte ein massiver Vertrauensverlust der Banken untereinander ein, der u. a. die amerikanische Bundesbank (FED) mit dazu bewog, die ohnehin jahrzehntelang betriebene Niedrig- Zins- Politik noch zu unterbieten und ganz billiges Geld in den Markt zu pumpen. Dies ist auch heute noch so.

  Hilmar Kopper, der ehemalige DB- Vorstandsvorsitzende, hat im Oktober 2008 in einer Fernsehsendung auf die Frage, ob er denn in seinen privaten Papieren auch solche Derivate habe, geantwortet, er habe nie Papiere gekauft, die er nicht verstehe.
Raffinierte mathematische Berechnungen, für die es sogar höchste Preise gab, verliehen den Papieren gleichsam naturgesetzliche Bonität.( A. W. Scheer „Verloren in der Welt der Modelle, Ökonomen lernen im Studium zu viel über Zahlen und zu wenig über Menschen- auch darum sind sie der Krise nicht gewachsen“, SZ 9. 5. 2009, „Rettet die Wirtschaftspolitik an den Universitäten!, FAZ 27. 4. 2009)
Die Ökonomie, die sich in den letzten Jahrzehnten weltweit als neoliberale Zuträger- Wissenschaft mit der verhängnisvollen Tendenz eines selbstreferentiellen Systems entwickelt hat, hat mit Ausnahme weniger Wissenschaftler (Amartya Sen, Josef E. Stiglitz) keine relevanten und beachteten Alternativen entwickeln können. Es rächt sich heute, dass unter der Abwehr gegen den Marxismus der viel ältere Gedanke der Politischen Ökonomie nicht weitergedacht worden ist und wird. 

 Sog. Ratingagenturen halfen den Banken bei der Schnürung dieser Gammelpapiere, bewerteten diese mit höchsten Prädikaten (Triple A) und verdienten daran noch tüchtig. 

Die kurzfristige Spekulation, das kurzfristige Hüpfen von Kapital von Investment zu Investment galt als besonders modern. Auf die Ratingagenturen wiederum beriefen sich die Börsenhändler und die Verkäufer der Banken. Nach der Verabschiedung einer EU- Richtlinie zur Kontrolle der Ratingagenturen versucht gegenwärtig der Bundestag, eine deutsche Regelung zu formulieren ( Das PARLAMENT, Nr. 9, 1.3.2010, S. 7). 
Die Notenbanken aller Länder haben dies zugelassen, da man mit dem Handel dieser (undurchsichtigen) Papiere Gewinne bis zu 30% erzielen konnte. Der Einzige in dem Zirkel der Notenbankchefs, der seit Anfang des ersten Jahrzehnts dieses Jahrhunderts auf die sich abzeichnende Katastrophe immer wieder hingewiesen hat, der Chefökonom der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ) in Basel, William White, wurde ignorant überhört ( Vgl. DER SPIEGEL, Nr.28/ 6. 7.  2009, S. 76- 81).

Die Pseudoseriosität der Papiere setzte die professionelle Vorsicht von Aufsichtsräten und Banken außer Kraft. In diese Zeit fällt auch das Engagement der deutschen Landesbanken ( außer der NORD/LB und der Helaba) in diesem Markt. Die Aussicht auf schnelle Rendite und die Zufuhr von zusätzlichem Geld für die notorisch klammen Landeshaushalte durch die modern erscheinenden Wertpapiere begünstigten die Risikobereitschaft. Offensichtlich hat nur die NORD/LB 1993ff. nachgefragt, worauf denn die Rating- Agenturen ihre Bonitätsaussagen stützten, und, als sie keine Antwort erhielten, vom Kauf abgesehen.

Dieses ganze System kam im Frühjahr 2008 ins Rutschen, als an einigen Banken (Bearns, Royal Bank of Scotland und viele kleine Banken in den USA und England UBS in der Schweiz) die Rückgabe der Kredite nicht mehr realisiert werden konnte und die Ansprüche der Gläubiger nicht mehr befriedigt werden konnten. 

Finanzpolitisch ist noch anzumerken, dass solch ein System nur deswegen eine zeitlang funktionieren konnte, weil auf den Finanzmärkten viel Geld vorhanden war, für  das die Eigentümer nach Anlagemöglichkeiten suchten.

Dazu trägt auch die Sparquote in Deutschland, den Niederlanden und anderen Ländern bei. Der Exportüberschuss der deutschen Wirtschaft ( erzielt durch Lockerung der Arbeitsverhältnisse, Lohnzurückhaltung der Gewerkschaften, Liberalisierung der Finanzmärkte, Steuerbevorteilung der Finanzgewinne) trägt weiterhin dazu bei, dass ungeheure Mengen von transferierbarem Geld nicht in Investitionen, sondern in spekulative Finanz- Märkte fließen. Unsere Vorteile leben von  anderen Kreditgewohnheiten z. B. in den USA. (Bofinger)
Mit dem Zusammenbruch von Lehmann Brothers, der in der Finanzbranche für unwahrscheinlich gehalten wurde, weil die Bank für zu groß ( too big) eingeschätzt wurde, als dass sie der Staat nicht unterstützen würde, setzte eine allgemeine Vertrauenskrise unter den Banken ein. Denn jede Bank, die mit den undurchsichtigen Papieren gehandelt und viel Geld spekulativ verdient hatte, wusste um die grundsätzliche Problematik der Papiere, die in jeder Bank schlummern könnten. Wem konnte man noch vertrauen, wenn es prinzipiell möglich ist, dass eine Bank, der man Kredite gewährt, auch pleite gehen kann?
II. Das Eingreifen der Politik (Glanz)
Nach dem Zusammenbruch der Lehman Brothers- Bank war der amerikanischen Regierung sehr schnell klar, dass sie einen weiteren Zusammenbruch einer so großen Bank nicht zulassen konnte, ohne unvorhersehbaren Schaden für die Finanzwelt und die Weltwirtschaft zu verursachen. 
Damals entstand der Begriff too big, to fail. 
Sie stieg mit Schutzschirmen und staatlichen Garantien in einer Höhe von mehreren 100 Milliarden Dollar ein, Beträge, die bis dahin in der Weltgeschichte noch nicht im operativen Geschäft gesehen worden sind. Die Gelder wurden unter der Bedingung garantiert ( als Kredite oder Bürgschaften), dass sie zurückgezahlt werden mussten. Bis dahin mussten sich die Institute schärferen Regeln ( u. a. Begrenzung der Bonus- Zahlungen) unterwerfen.

 Ausgerechnet diejenigen, die nach der von Friedrich- August Hajek , Robert Nozick und Milton Friedman dominierten neoliberalen Theorie den größtmöglichen Freiraum von allen staatlichen Regulierungen propagiert und durchgesetzt hatten, suchten bei der Politik und dem Staat Rettung. Der Staat ist die einzige Instanz, die mit dem Rückgriffspotential auf die Steuergelder in den Höhen mithalten kann, die hier verhandelt werden.
Konnte man sich in den ersten Wochen nach der Lehmann- Pleite in Europa und Deutschland noch in der Hoffnung wiegen, die Sache würde  in Deutschland glimpflich beherrschbar sein, stellte sich bald heraus, dass durch die Engagements auch deutscher Banken (IKB, KfW, Landesbanken) im amerikanischen Derivatgeschäft und den vorzugsweise in Deutschland verkauften Lehmann- Papieren eine ernste Vertrauenskrise drohte.
Eine Privatbank, die bis dahin kaum jemand kannte, die Hypo- Real- Estate (HRE) stellte sich innerhalb weniger Tage als unmittelbar vor der Zahlungsunfähigkeit stehend heraus. In einer bis dahin in Deutschland nicht gekannten Rettungsaktion wurde der HRE eine Garantie ausgesprochen, die das Überleben sicherte, wenn auch um den Preis der faktischen Übernahme durch den Staat. (Gesamtvolumen mehr als 80 Milliarden Euro)Die Bank wurde für systemisch relevant, d.h. Too big, to fail, erklärt.

Dieses neue Rettungskriterium wurde nicht wirklich erläutert. Dahinter stehen aber wohl Milliarden Einlagen von Anlegern, Versicherungen, Pensionsfonds, deren Verlust nicht übersehbare Folgen für die soziale Stabilität in Deutschland gehabt hätten. Wie gefährlich die Situation im Oktober 2008 war, konnte man an der gemeinsamen Garantie erkennen,  die Bundeskanzlerin Merkel und der Finanzminister Steinbrück für alle Spareinlagen vor den Fernsehkameras aussprachen (14. 10. 2009 ?).
Weil die Politik in Deutschland und international auf jeden Fall einen Prozess verhindern wollte, der 1929 mit dem Bankencrash in New York begann und schließlich die Weltwirtschaftskrise mit all den Katastrophen der 30 und 40er Jahre des 20. Jahrhunderts auslöste, beschlossen die einzelnen Regierungen der Welt finanzielle Rettungsschirme zu basteln, die im Kern auf die aktuelle Beruhigung und Stabilisierung der Finanzmärkte hinausliefen.

Die Große Koalition in Berlin einigte sich auf die Einrichtung eines Banken- Stabilisierungsfonds (Soffin)und stattete ihn mit einem Kapital von 480 Milliarden Euro aus, die zum Erwerb von Problemaktiva und zur Rekapitalisierung an Fianzinstitutionen  aufgenommen werden. Der Fonds kann bis zu 400 Mrd. Euro an Garantien an die Banken leisten. Bei Inanspruchnahme von Krediten müssen die Banken Zinsen zahlen.
Bis zum Dezember 2009 sind für 238,2 Mild. Euro Stabilisierungshilfen beantragt worden, unterzeichnete Verträge lagen  in einem Volumen von knapp 150 Milliarden Euro vor. Bisher hat der Soffin noch keine Verluste gemacht, sondern hat erhebliche Überschüsse erwirtschaftet.
Die Entscheidungsfindung und die Beschlussfassung für das Finanzmarktstabilisierungsgesetz, in dessen Rahmen der Soffin gegründet wurde, wurden unter Beteiligung des Bundestages, des Bundesrates und der Unterschrift des Bundespräsidenten im Oktober 2008 innerhalb einer Woche zum Abschluss gebracht (17. Oktober 2008).
Dies ist in der Geschichte der Bundesrepublik  Deutschland ein einmaliger grundsätzlicher, finanzieller und prozeduraler Akt. Man kann von einer glänzenden Leistung sprechen, obwohl man zweifeln mag, ob alle Abgeordneten und/oder Kabinettsmitglieder aller beteiligten Regierungen Deutschlands  dies alles durchschaut haben.

Seit diesem Vorgang ist der Eindruck entstanden, dass die Politik, wenn sie will und es notwendig erscheint, schwierigste Krisen, die sie selbst gar nicht verursacht hatte, bewältigen kann. Es war eine Rückkehr der Bedeutung der Politik, und auch die Reaktionsweise der Bevölkerung zeugte von besonnenem Vertrauen in den Staat. 

III. Elend der Politik

Ob sich dieses Vertrauen in die Politik rechtfertigt, ist damit noch nicht gesagt. Denn der akute Zusammenbruch auch des deutschen Finanzsystems, zumindest systemisch relevanter Banken mit unvorhersehbaren Konsequenzen, ist zwar verhindert worden, aber die Ursachen, die zu dieser Situation geführt hatten, waren damit noch nicht beseitigt.
Es war offensichtlich, dass die Krise nicht national gelöst werden konnte, sondern der Abstimmung unter den europäischen und den nichteuropäischen Ländern bedurfte.

Es schien auch so, dass unter den Ländern eine intensive Debatte um die langfristigen und nachhaltig wirksamen Besserungs- und Lösungsmöglichkeiten begann.
 Der Deutsche Bundestag hat am 19. 3. 2009 in einer Grundsatzdebatte über die Finanzkrise diskutiert und fast einmütig dafür plädiert, eine neue internationale Finanzverfassung aufzubauen. ( 211. Sitzung des 16. Deutschen Bundestages). Der Schock, in einen so tiefen Abgrund geschaut zu haben, wirkte noch.
In der ersten Hälfte 2009 wurden in Deutschland ein Gesetz zur Einlagensicherung (50000 Euro), zur Verbesserung der Finanzmarkt- und Versicherungsaufsicht beschlossen, das Wertpapierhandelsgesetz wurde geändert. Den Banken wurde eine Eigenkapitalsicherung vorgeschrieben ( schon Basel II).
Auf der EU- Ebene wurde die Einlagensicherung angehoben, eine größere Transparenz der Entscheidungsfindung für die Rating- Agentuten wurde beschlossen ( nicht für amerikanische), das Versicherungsaufsichtsrecht wurde verschärft, vielfache kleine, den öffentlichen politischen Prozess nicht interessierende Vorhaben wurden diskutiert und beschlossen ( Verbesserung der Informationspflicht für Anlageinteressierte und Kleinanleger).

Auf der G7/G20- Ebene wurden eine Erweiterung des Finanzstabilitätsforums und ein Frühwarnsystem diskutiert, die Einrichtung grenzüberschreitender Aufsicht bedacht, über Vergütungssysteme debattiert, die Regulierung und Aufsicht von Ratingagenturen beraten.

Die erstaunlichste Entdeckung des Jahres 2009 ist aber, dass man sich über die Ursachen der Finanzkrise und ihre tatsächliche politische nachhaltige Stabilisierung nicht einigen konnte.

Stattdessen begannen im Frühjahr 2009 die ersten Meldungen die Runde zu machen, dass der Derivate- Markt wieder erblüht, der Kasinokapitalismus weiter ungerührt seinen Geschäften nachgeht und wieder nicht nachvollziehbar hohe Boni ausgeschüttet wurden. Der Zorn der Menschen war unübersehbar, weil sich der Eindruck festsetzte, dass die Politik nicht in der Lage ist, die Ursachen der Krise tatsächlich zu bekämpfen.( vgl. DIE ZEIT 2. 4. 2009, „Wut ohne Empfänger, Es gärt und brodelt, aber wen sollen die Menschen für die Krise verantwortlich machen?“).

Die Tatsache, dass auch die deutschen Banken sich gegenseitig misstrauten, führte zu einer anhaltenden Klage der Wirtschaft, dass die Banken zu wenig und zu zögerlich Kredite vergäben. Der Autoritätsverlust der Banken schwand noch mehr, als sich herausstellte, dass es offenbar möglich war, mit dem billigen Geld erneut zu spekulieren. In dieser Situation ist in Deutschland auch das Modell der Bad- Banks diskutiert worden und vom Bundestag Anfang Juli 2009 ein Gesetz verabschiedet worden, wonach es den Banken ermöglicht wurde, ihre faulen Papiere auszulagern , um ihre Bilanzen zu verbessern und mit dem gesunden Teil ihren normalen Geschäften nachzugehen  und den Geldfluss am Laufen zu halten. 

Der Schwerpunkt der Diskussion in Deutschland verlagerte sich auf die krisenhaften Folgen für die Realwirtschaft.

 Mit den aufgelegten Konjunkturprogrammen in Deutschland wurde kurzfristig die Wirkung erzielt, dass mit staatlicher Hilfe und dem Kurzarbeitergeld die schlimmsten Folgen abgewendet werden konnten. Dass diese Konjunkturprogramme ( ein spätes Revival des totgesagten J.M. Keynes) notwendiger Weise die Haushalte der öffentlichen Hände schwerwiegend und dauerhaft belasten, wird seitdem wieder diskutiert. Die Schuldenlast des Staates und damit die Einschränkung öffentlicher Dienstleistungen und der Handlungsspielräume der nachfolgenden Generationen sind die Folge. Die Schuld an dieser Entwicklung wird in der öffentlichen Diskussion wiederum auf die Politik abgeladen, die die Krise gar nicht ausgelöst hatte.
Die Funktionslogik der Finanzmärkte mit ihren tatsächlichen negativen Folgen für die Realwirtschaft ( ein neuer Begriff !!) und die Institutionenlogik in der Verschränkung mit der Politik haben zur Folge, dass der Erklärungsdruck und die Haftbarmachung der Wirkungen der Finanzkrise bei der Politik verbleibt. Die Politik stellt sich nach der Rettung der Finanzmärkte als der getriebene, nicht aber als der die Führung übernehmende Teilnehmer an diesem desaströsen Prozess dar,

Schon der G20- Gipfel im Mai 2009 brachte außer Absichtserklärungen  keine internationalen Absprachen mit Wirkung auf die Finanzmärkte. In der Presse wurden ungeduldige Kommentare und unübersehbare Kritik deutliche (Warum dürfen die Banken weitermachen wie vor der Krise? Tagesspiegel 16. 8., Die Gefährlichste Firma der Welt, Wie ein Versicherungskonzern zum größten Risiko für die Weltwirtschaft wurde, DER SPIEGEL 13. 7. 2009, „Ein Jahr danach, warum die Welt durch die Finanzmarktkrise ärmer, aber nicht klüger wurde, DER SPIEGEL, 14. 9. 2009, Die Billionenbombe, Warum nach der Jahrhundertkrise schon die nächste droht, DER SPIEGEL 23. 11. 2009, Der Mist darf sich nicht wiederholen, DIE ZEIT 10. 9. 2009, usw. usw.
Auf zehn internationale Gipfeltreffen, die von November 2008 bis Januar 2010 stattfanden ( vgl. DIE ZEIT 30. 12. 2009), ist keine neue globale Ordnung für Kapitalmärkte, Handel und Umweltpolitik entstanden, nicht einmal die Umrisse sind erkennbar.

Die FR hatte kurz vor dem Pittsburgh- Gipfel, zwei Tage vor der Bundestagswahl 2009, sarkastisch angemerkt, Boni zu beschränken und die Eigenkapitalquote zu erhöhen, änderten nichts an der Krankheit des Systems.

Statt die Banken auf ihr eigentliches Geschäft zurechtzustutzen und das ungezügelte Zocken mit billigem Geld (FED) mit Renditen bis zu 20/30%  zu verbieten und dafür Kapitaltransaktionssteuern (Tobin- Steuer) zu fordern, bleibt alles beim Alten.

Beim sog. Weltwirtschaftsgipfel im Januar 2010 in Davos gab es vereinzelte Stimmen, die eine Umkehr des Denkens bei den Finanzmärkten  forderten. Aber offenbar scheiterten alle bisherigen tiefgreifenderen Reformvorstellungen an dem geschlossenen Widerstand  der Bankenwelt selbst und an den unterschiedlichen Traditionen der beteiligten Länder und ihrer Interessen.

Es gibt Anzeichen der Ungeduld: Präsident Obama ist ungehalten über die Uneinsichtigkeit der Banken und erwägt die Trennung der Banken in Investment- und Kreditbanken, Deutschland macht sich stark für eine Finanztransaktionssteuer und verlangt einen von den Banken selbst finanzierten Rettungsfonds für schwächelnde oder in Gefahr geratene Kreditinstitute und Banken ( die Ende März 2010 im Bundeskabinett beschlossene Absicht, einen sog. Rettungsfonds mit einer jährlichen Abgane von 1,2 Milliarden Euro gesetzlich einzurichten, ist angesichts der ion der Krise sichtbar gewordenen Dimensionen eine lächerlichkeit). England will die Boni stärker besteuern. Frankreichs Staatspräsident Sarkozy schimpfte in Davos, dass es nicht Aufgabe der Banker sei zu spekulieren. 
Die Banken ihrerseits beschimpfen alle Vorschläge der Regulierung, ohne selbst Vorschläge zu machen. Es wird bewusst begriffliche Verwirrung gestiftet, indem notwendige Regulierung mit staatlicher Intervention vermischt wird. 
 Der nächste geplante G20- Gipfel im Sommer hat keine beschlussreife Agenda. Die Staaten waren gut genug zu helfen, aber die Spielregeln sollen nicht angetastet werden.
Der Vorstandsvorsitzende der Commerzbank, die nur durch den starken Ankauf von Commerzbank- Aktien durch den Staat vor dem Kollaps gerettet werden konnte, - Martin Blessing- hat sich am 2. 12. 2009 in der SZ eindeutig sehr kritisch zu dem bisherigen Verlauf der Diskussion um die Lösung der Finanzmarktdefizite geäußert. „Banken dürfen ihre Probleme nicht beim Staat abladen. Er hält die bisher diskutierten Vorschläge zur Regulierung für zu lasch.
Ein System, das es ermöglicht, Hunderte von Milliarden zu verbrennen und einigen das Privileg einräumt, sich persönlich leistungslos  zu bereichern, verliert seine Legitimität, wenn es sich echauffiert, dass einige Arbeitslose bei Transferleistungen zu mogeln versuchen. Der Schaden, den die Spekulation angerichtet hat, steht in keinem Verhältnis zu den unberechtigt bezogenen Sozialtransfers, die momentan mal wieder für Aufregung sorgen. (Westerwelle, Urteil des BVG). Die toxischen Papiere beginnen ihre vergiftende Wirkung auf die demokratische Legitimität und Lösungskompetenz zu entfalten.
Es scheint eineinhalb Jahre nach Ausbruch der Krise, als sei der Finanzkapitalismus unbelehrbar und unbezwingbar. Die Politik erweist sich bisher als zahnlos, und die grandiose Vorstellung der Politik des Herbstes 2008 könnte sich als systemischer Erpressungsakt herausstellen, dessen tatsächliche Folgen über sinkende Steuereinnahmen, Arbeitslosigkeit und verringerte Sozialleistungen die Masse der Bevölkerung zu tragen haben wird.
Einen Eindruck von der Zaghaftigkeit der deutschen Politik kann man aus der Bundestagsdebatte  am 10. 2. 2010 gewinnen. Man weiß alles und dennoch wirkt die Debatte mutlos.

Die Finanzkrise hat ganz elementare Wertvorstellungen der Bevölkerung tangiert:

Solche sind: 

1. Wer handelt, ist für die Folgen seines Handelns auch juristisch verantwortlich und haftbar. Nichts dergleichen ist bisher gegenüber den Verantwortlichen der Krise erkennbar. In den USA gibt es einige Voruntersuchungen, ob die Konstruktion der faulen Wertpapiere in betrügerischer Absicht geschehen ist.

2.  Wer anderer Leute Geld veruntreut, ist dafür haftbar zu machen. Nichts in dieser Richtung ist erkennbar

3. Wer das Vertrauen anderer Leute ausnutzt, handelt unanständig. Darüber wird nicht diskutiert.
4. Wer etwas leistet, soll ordentlich belohnt werden. An den Bonuszahlungen und den leistungslosen Kapitaleinkommen ist erkennbar, dass dieser ethische Grundkonsens für die Sonderwelt des Kapitals nicht gilt. Lautstarke Debatten um leistungslose Transfereinkommen wirken angesichts dieser Dimensionen als Ablenkungsmanöver.
5. Wer gesellschaftlich und politisch handelt, hat für möglichste Transparenz und Verantwortung zu sorgen. Die Verhaltensweise des Kapitalmarktes zeugt vom Gegenteil.

6. Wer vermögend ist, muss nicht andern überheblich zeigen, wie gering sie sind. Die Hybris derer, die sich als die Masters of the Univers verstehen, ist unübersehbar.
IV. Folgen: Grundsätzliches:

Der ehemalige Richter am Bundesverfassungsgericht, Ernst- Wolfgang Böckenförde, hat in einem bemerkenswerten Aufsatz am 24. 4. 2009 in der SZ auf die System- Fehler des modernen Finanzkapitalismus hingewiesen. Es handele sich „ um Ergebnisse eines verstetigten, weit ausreifenden Handlungszusammenhangs, der einer eigenen Funktionslogik folgt und alles Weitere dieser Funktionslogik unterordnet“, „ was die Menschen sonst sind oder sein sollen, bleibt außen vor“, „ Als maßgebliche Antriebskraft fungiert ein selbstbezogener Individualismus, das Erwerbs-, Innovations- und Gewinninteresse der Beteiligten, das den Motor, das bewegende Prinzip bildet; es ist nicht auf ein vorgegebenes inhaltliches Ziel gerichtet“ „Die Befriedigung der Bedürfnisse der Menschen und ihr wachsender Wohlstand sind nicht der Ausgangspunkt und die Konstruktionsbasis“
Böckenförde verlangt:

„An die Stelle eines ausgreifenden Besitzindividualismus, der das als natürliches Recht proklamierte potentiell unbegrenzte Erwerbsinteresse der Einzelnen, das keiner inhaltlichen Orientierung unterliegt, zum Ausgangspunkt und strukturierenden Prinzip nimmt, müssen ein Ordnungsrahmen und eine Handlungsstrategie treten, die davon ausgeht, dass die Güter der Erde, das heißt Natur und Umwelt, Bodenschätze, Wasser und Rohstoffe, nicht denjenigen gehören, die es sich zuerst aneignen und ausnützen, sondern zunächst allen Menschen gewidmet sind, zur Befriedigung ihrer Lebensbedürfnisse und der Erlangung von Wohlfahrt“.
„Das erfordert eine handlungs- und entscheidungsfähige Staatsgewalt, die über eine bloße Gewährleistungsfunktion für die Entfaltung des Wirtschaftssystems und ein Ausmitteln des Parallelogramms der Kräfte hinausgeht, die vielmehr durch Begrenzung, Zielausrichtung und auch Zurückweisung wirtschaftlichen Machtstrebens wirksam ebenso wie durch stetige Relativierung sozialer Ungleichheit Gemeinwohlverantwortung wahrnimmt.“
Diese Gedanken sind nicht weit weg von der Weimarer Verfassung, in deren Artikel 151 es heißt „Die Ordnung des Wirtschaftslebens muß den Grundsätzen der Gerechtigkeit mit dem Ziele der Gewährleistung eines menschenwürdigen Daseins für alle entsprechen.“ Und sogar noch schärfer im Artikel 152 „Wucher ist verboten. Rechtsgeschäfte, die gegen die guten Sitten verstoßen, sind nichtig“. Das Schicksal der WV macht aber auch darauf aufmerksam, dass die beste Verfassung nichts nützt, wenn die Gesellschaft ihre Grundgedanken nicht trägt und der Staat zu schwach ist, diese zu schützen.

Böckenförde ist derselbe, von dem der  viel zitierte Satz stammt, dass der demokratische Staat von Voraussetzungen lebt, die er selbst nicht herstellen kann. Es sind die Werte oder Tugenden wie Fairness, Vertrauen, Gerechtigkeitssinn, Rücksichtnahme, Mitgefühl  Bescheidenheit, Mäßigung und andere.  Es ist offenbar, dass auch das Wirtschafts- und Finanzsystem nicht ihre eigenen Voraussetzungen schaffen kann. Es ist in der Krise zu Tage getreten, dass die Handlungsweise in weiten Teilen des Finanzkapitalismus den eigenen Voraussetzungen grundsätzlich widerspricht.

Auch wenn sich der kommunistische Versuch, dies mit gewaltsamen Mitteln durchzusetzen, kläglich gescheitert ist, sind die systematischen Fehler des Kapitalismus damit nicht behoben.

Es muss politisch entschieden werden, was gelten soll, nach Möglichkeit demokratisch. Es kann und darf außerhalb dieser Maxime keine Eigenlogik geben, die die Interessen des Gemeinwohls mit Füßen tritt.

Dies ist übrigens auch die Idee der sozialen Marktwirtschaft. Im Getöse heutiger geschwinder Wertungen ist es deshalb vielleicht ganz sinnvoll, an den theoretischen Mitbegründer der sozialen Marktwirtschaft,  Alfred Müller- Armack, zu erinnern.
Er schrieb 1946 , dass das letzte Kriterium für eine Wirtschaftsordnung auch im Geistigen, und nicht im Wirtschaftlichen liege. „Es war ein folgenschwerer Fehler des wirtschaftlichen Liberalismus, die marktwirtschaftliche Verteilung schon schlechthin als sozial und politisch befriedigend anzusehen und damit die Frage der zweckmäßigen technischen Austauschform mit der Frage des staatlich und sozial Erwünschten zu verquicken.“
Die Marktwirtschaft ist“ nur ein zweckmäßiges Organisationsmittel, aber auch nicht mehr, und es wäre ein verhängnisvoller Irrtum, der Automatik des Marktes die Aufgabe zuzumuten, eine letztgültige soziale Ordnung zu schaffen und die Notwendigkeiten des staatlichen und kulturellen Lebens von sich aus zu berücksichtigen“. Soziale und kulturelle Lebensauffassungen müssten ihr vielmehr von außen aufgeprägt werden. (FAZ, 11. 4. 2009)

Solche und ähnliche Positionen lassen sich in der Tagespresse und den einschlägigen Periodika massenweise finden. Etwa Otmar Issing, der ehemalige Chefvolkswirt der Bundesbank und der EZB : „Wenn Unternehmen zu groß werden, wenn sie zum Beispiel den Markt beherrschen, dann müssen sie kontrolliert werden. Private Monopolmacht ohne öffentliche Kontrolle kann nicht hingenommen werden. Und sie ist auch nicht zu akzeptieren“ ( HAZ, 9. 6. 2009 „Akteure sollen persönlich haften“).
Ich halte es für bemerkenswert, dass Dietrich Hoppenstedt, der ehemalige Präsident des Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes, schon 2004 dringend davor warnte, dass sich die Finanzwirtschaft weiter von der  Unternehmenswirtschaft trennt.  Er weist darauf hin, dass auf sittliche Weise  allein mit Geld kein Geld erworben werden könne. Er sagt „Wir haben bei den Eliten in Wirtschaft und Politik einen Trend zum Wirtschaftsliberalismus, der zu einer Blickverengung auf die Optimierung von Kapitalallokationen führt. Eine humane Gesellschaft besteht aber nicht nur aus dem optimalen Einsatz des vorhandenen Kapitals. Die internationalen Finanzmärkte, die Börsen haben kein Herz und manchmal nicht einmal Verstand“  (Dietrich H. Hoppenstedt „ Unser Umgang mit Geld muss sich immer auch an den sozialen und gesellschaftlichen Folgen messen lassen“, Zeitschrift für das gesamte Kreditwesen, 57. Jahrgang, Dez. 2004, S. 1397ff.)
Hoppenstedt resumiert: „Die Finanzwirtschaft ist nicht Selbstzweck, sondern hat eine dienende Funktion für die Volkswirtschaft“.
V. Aufgabe der Politik

Die Politik darf sich in diesem Prozess nicht aufgeben, obwohl man angesichts der ungelösten Klimafrage, der Armutsentwicklung, der bewaffneten Konflikte, der Ressourcenschonung, der Menschenrechte u. a. weltweiter Probleme an der Lösungskompetenz zweifeln könnte.

Die Politik muss eine offensive Rolle in der Frage übernehmen, welche Art von Kapitalismus  unter Berücksichtigung der Lebensinteressen aller Menschen gelten soll. Die Jongleure des Finanzkapitals fühlen sich dafür nicht zuständig und verstehen offenbar gar nicht, was mit ethischer Fundierung wirtschaftlichen Handelns gemeint ist.
 Weltgeschichtlich gesehen waren Interessen fast immer stärker als Argumente. Aber es ist eine geistige Herausforderung, den losgelösten Finanzsektor in seine dienende Rolle zu zwingen und die in diesem Bereich verschwendeten intellektuellen Energien für alle und Anderes nutzbar zu machen.
Die Politik muss sich gut und tiefer begründen, um einen solchen kulturellen Wandel durchzufechten. Die lobenswerten Initiativen aus der Wirtschaft, mehr ethische Grundlagen für das Wirtschaften einzufordern und zu propagieren, müssen unterstützt werden ( vgl. www.wertekommission.de). Es scheint aber nicht ausreichend, die Tugenden eines ehrbaren Kaufmanns zu fordern, wenn diese nicht durch Regelungen nachweispflichtig gemacht werden können. 
Wer wagt in der deutschen Politik eine deutliche und begründete Sprache für diese Notwendigkeit? Als Franz Müntefering die Metapher von den Heuschrecken bei den Verhaltensweisen bestimmter Fonds und Gesellschaften erfand, war dies ein richtiger Impuls, den weder er noch seine Partei intellektuell unterfüttert haben. Peer Steinbrück hat die Krisenbewältigung des Tages glänzend bestanden, die strategischen Überlegungen lassen noch auf sich warten.  Die Kanzlerin hat Recht, wenn sie von einem verantwortungslosen System spricht. Sie muss dies aber durchhalten und konkretisieren und nicht vor einem normativ entkernten FDP- Chef zurückweichen, dessen ideologische Überzeugungen zu den Grundlagen der Krise gezählt werden müssen.

Hoppenstedt hat auf eindringliche Weise mehrfach gefordert, dass es auf die moralischen Grundlagen ankommt, auf denen die Kreditwirtschaft beruht.. Es hat bei dem Mainstream in den Finanzministerien, der Publizistik und der Wissenschaft der Welt nicht genutzt, dass nur einige das wussten. Es rächte sich, dass die europäischen Wurzeln des Finanzwesens im Sog des anglo-amerikanischen  verselbständigten und ungebändigten Finanzkapitals beiseite gelegt worden waren. Die gewaltige Macht, die die Finanzwelt inzwischen repräsentiert, muss deswegen beschränkt und kontrolliert werden, weil sie, wie die Finanz- und die damit zusammenhängende Witschaftskrise zeigen, Völker, Staaten und Menschen in den Abgrund reißen können. Dies ohne Aufgabe notweniger Freiheiten zu tun ist die Problemstellung. Denn mehr Freiheit verlangt mehr Verantwortung. Die Finanzwelt ist diesem Anspruch bisher nicht gerecht geworden. Über die Wirkungen, die eine solche Denkqweise auch auf die demokratische Substanz und ethische Grundierung der nachwachsenden generation hat, ist noch gar nicht gesprochen worden. Das gilt für den ganzen Globus.
Nach dieser Krise muss wieder neu angefangen werden zu denken.

Das lässt sich nicht allein mit naturwissenschaftlich- technischen Mitteln und Denken einer einseitig verstandenen europäischen Aufklärung bewerkstelligen.

Ich möchte nur ein paar Stichworte nennen.
Goethe hat in seinen  naturwissenschaftlichen Bemühungen immer mehr gesehen als nur die Entdeckung neuer Gesetze. Er wollte dem ganzen Menschen und der Natur dienen. Fausts Ende ist nicht nur eine Apotheose dessen, was Menschen alles können, sondern auch das Menetekel einer entmenschten Technokratie. Deshalb war er sich auch nicht zu schade, in die Politik zu gehen.

Um den Menschen muss man ringen. Und dazu muss man sich mit ihm ehrlich beschäftigen, mit seiner Großartigkeit, seiner Fehlbarkeit und seinen Hoffnungen.
 Es ist nicht von ungefähr, dass sich gerade die christlichen Kirchen unter Berufung auf ihre ethische und normative Tradition in diese Diskussion einmischen. Und der öffentliche Diskurs über die sog. 7 Todsünden, unter denen die Habgier die verlässlichste ist, knüpft genau an diesem Punkt an    ( vgl. DER SPIEGEL, 13. 2. 2010 „Triumph der Sünde,, Von Wollust, Habgier und anderen Versuchungen“; Eva Menasse „ Lässlichen Todsünden, Köln 2009;  Peter Nickl (Hrg.) Die Sieben Todsünden- Zwischen Reiz und Reue“, Berlin 2009).

 Im Grunde steht mit dem Weltfinanzsystem der Kern der westlichen Kultur zur Debatte. Denn diese Art des rücksichtslosen Renditedenkens  reißt nicht nur die Völker des Westens, sondern der ganzen Welt, d. h. anderer Kulturkreise, mit auf ihren gefährlichen Weg.
Eine bizarre Vorstellung dieses Zustands wird in diesen Wochen an den betrügerischen Praktiken Griechenlands im Verbund mit der größten Bank der Welt, Goldman Sachs, geliefert. Ob sich hier eine neue große Gefahr auftut, haben alle schon gespürt. Aber die Tatsache, dass auch Italien, Spanien, Irland , Portugal und Großbritannien weit über das nach den Maastrichtkriterien hinaus  erlaubte Haushaltsdefizit  vom Bruttoinlandprodukt (3%) sich jährlich verschulden, ist angesichts der Gesamtschulden dieser Staaten nicht ungefährlich. Denn die Staaten sind bei den Banken- auch bei deutschen- verschuldet und könnten bei zu restriktiven Sparmaßnahmen und weiterer Wirtschaftskrise die alten Kredite nicht mehr bedienen.
 Eine zweite Bankenkrise könnte von den Staaten kaum noch so aufgefangen werden wie die erste. Die Spekulationen der Hedgefonds gegen den Euro kündigen die nächste Krise an. Die Politik scheint hilfloser als jemals zuvor, sich aus dem Würgegriff der Finanzstruktur zu befreien. (vgl. FOCUS, 22. 2. 2010, S. 120 ff. ,DER SPIEGEL 8. 3. 2010, „Kultur des Tricksens“, S.66- 77, hier auch erstmals der Begriff „Betrugskultur“; in die gleiche Richtung weisen die Ergebnisse der Bilanzmanipulationen bei Lehman Brothers Monate vor dem Zusammenbruch der Bank, vgl. FAZ 13. 3. 2010, SZ „ Protokoll eines Untergangs“ u. andere Zeitungen dieses Tages).
 Die Absicht, mit Hilfe eines Europäischen Währungsfonds die Staaten nicht mehr erpressbar zu machen, löst die Strukturkrisen nicht, sondern reagiert nur auf die bisher ausgebliebenen Regelungen. Und auch die Absicht, Banken (welche und in welcher Höhe?) an der Finanzierung der Krise zu beteiligen, ist nur nachfolgende Reaktion und keine Strukturbereinigung. Sie dient in Deutschland im Kern dazu, die in den nächsten Jahren absehbaren Einschränkungen, die durch die Krise der öffentlichen Haushalte entstanden sind, für die Öffentlichkeit legitimierbarer zu machen. 

 Die Einigung der EU- Regierungschefs im März 2010 ( Finanzhilfen für vor dem Staatsbankrott stehenden Länder nur nach den strengen Kriterien des IWF und erst als ultima ratio bilaterale Finanzstützen) belegt nur, dass ohne den Internationalen Währungsfonds (IWF) und damit der US- amerikanischen Finanzwelt keine dauerhaften Lösungen möglich erscheinen. (SZ, 26. 3. 2010). 
 Wo Geschäfte gemacht werden, musste man schon immer aufpassen. Cornelius Tacitus berichtet in seinen Annalen ausgerechnet aus dem Jahre 33 ( Kreuzigung Christi) von einer Spekulationsblase von Immobilienbesitzern, denen Kaiser Tiberius mit staatlichen Mitteln zu Hilfe kam.

Von Leibniz- der darf als Vordenker des heutigen Versicherungssystems natürlich  auch nicht fehlen- ist folgender Satz aus dem Jahre 1693 überliefert: „Und weilen die Kaufleute unter dem Vorwand der freyen Commercien sich nicht binden lassen wollen, wäre auch hierinne ein billiges und vernünfftiges Einsehen nöthig.“ ( A IV, 5, S. 395).

Es gibt also viel zu tun.
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